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A. Einleitung

I. Ausgangslage: Der Vierkampf um die Daten

„Muß es unbedingt das Internet sein?“,1 fragte sich der Autor Michael 
Otto noch vor der Jahrtausendwende und legte dem Leser nahe, vor der On­
line­Recherche zunächst Kollegen, Freunde und öffentliche Auskünfte zu 
bemühen.2 Dieser Ratgeber für den Umgang mit der damaligen 
„Modeerscheinung“3 beschrieb das Internet als Notlösung und Spielerei. 
Dass solche Hinweise allenfalls zur Erheiterung des heutigen Lesers beitra­
gen, führt gleichfalls die rasante Entwicklung nicht nur der digitalen Revolu­
tion, sondern auch eines grundlegend gewandelten Selbstverständnisses von 
einem informationsabhängigen und vernetzten Leben vor Augen. Ihren Sie­
geszug verdankt sie den unzählbaren Erleichterungen, die sie den Menschen 
beschert hat, sowie der Faszination einer ungekannten Freiheit des ständigen 
Datenaustauschs. Neben der Rekordentwicklung eines gigantischen, haupt­
sächlich werbebasierten Wirtschaftsmarktes sollte es auf einen Schlag mög­
lich sein, zwei grundlegende menschliche Verhaltensweisen ubiquitär zu be­
friedigen: Den Informationskonsum einerseits und die Idee, sich und sein 
Leben der ganzen Welt zugänglich zu machen. Noch vor 20 Jahren schien 
diese Selbstverständlichkeit – nicht nur für Herrn Otto – undenkbar.4 

Wie sehr sich das Leben dadurch verändert5 und (vermeintlich) verbessert6 
sowie vereinfacht7 hat, ist evident und vielfach beschrieben worden. Gleich­

1 Otto, Suchstrategien im Internet, 1997, S. 45 (Hervorhebung durch den Verfas­
ser).

2 Otto, Suchstrategien im Internet, 1997, S. 45: „Entscheiden Sie daher zunächst, 
ob die gewünschte Information nicht auch einfacher woanders zu erhalten ist. Sie 
können zum Beispiel Kollegen und Freunde fragen, in einem Buch nachschlagen oder 
eine öffentliche Auskunft anrufen. Die persönliche Nachfrage kann oft effektiver sein 
als lange Wartezeiten und ein fehlender Durchblick im Netz.“

3 Otto, Suchstrategien im Internet, 1997, S. 45.
4 Sichtbar wird die Dynamik der beschriebenen Entwicklung auch mit Blick auf 

die begleitende Berichterstattung zu Beginn der digitalen Vernetzung, vgl. etwa Hen-
niger, Bietet das Internet eine Zukunft?, FAZ v. 01.07.1996, S. 18.

5 Vgl. etwa Bull, Netzpolitik, 2013, S. 15 mit einem skizzenhaften Überblick über 
den prägenden Einfluss des Internets.

6 Vgl. hierzu umfassend und differenziert Fischermann/Hamann, Zeitbombe Inter­
net, 2011.

7 Zur Vielfalt der Nutzungsmöglichkeiten vgl. Bull, Netzpolitik, 2013, S. 17.
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zeitig aber begründet die globale Verbreitung und Abrufbarkeit von Daten im 
virtuellen Raum des Internets8 ein großes rechtliches Problem. Denn diese 
sind Gegenstand vielschichtiger Interessenlagen: 

Zunächst sind sie Grundlage jeder Kommunikation und als Voraussetzung 
für den weltweiten Informationsaustausch ein begehrtes Gut. Aktiven Nut­
zern dient das Internet als unverzichtbares journalistisches Instrument, das in 
seiner Reichweite einzigartig ist und großen politischen Einfluss entfaltet.9 
Printmedien verlieren immer mehr an Bedeutung, während Nachrichtenpor­
tale und E­Papers großen Zuspruch finden.10 Aber nicht nur für die Ausübung 
der Pressefreiheit ist die Möglichkeit, Daten digital zu verbreiten, zu einem 
wesentlichen Bestandteil geworden. Auch darüber hinaus wird sie wirkungs­
voll zur freien Meinungsäußerung11 nutzbar gemacht, sei es durch Beiträge 
und Selbstdarstellung in sozialen Netzwerken oder etwa mittels eines eigenen 
Webauftritts. Die Veröffentlichung von Inhalten setzt längst kein technisches 
Fachwissen mehr voraus, sodass analoge Publikationsalternativen auch für 
private Zwecke zur Ausnahme geworden sind. 

8 Unter der im allgemeinen Sprachgebrauch verwendeten Chiffre „Internet“ ver­
steht man eine Netzstruktur, die eine große Anzahl von Rechnern miteinander verbin­
det. Sie tauschen nach allgemein anerkannten Netzwerkregeln sog. Internetprotokol­
len (TCP/IP) Daten aus. Zu unterscheiden sind die Daten bereitstellenden Server und 
die sog. Clients, welche die Informationen abfragen. Hierfür findet eine Browsersoft­
ware Verwendung, Sieber, in: Hoeren/Sieber/Holznagel, Hdb. Multimedia-Recht, 
Teil 1, Rn. 42.

9 Beispielhaft ist die wichtige Rolle sozialer Netzwerke für die Mobilisierung der 
Bevölkerung im Rahmen der revolutionären Bewegung des „Arabischen Frühlings“ 
zu nennen, vgl. hierzu etwa Kettemann, ZaöRV 2012, 469 (471 ff.); Difraoui, Die 
Rolle der neuen Medien im Arabischen Frühling, 03.11.2011, abrufbar unter http://
www.bpb.de/internationales/afrika/arabischer-fruehling/52420/die-rolle-der-neuen-me 
dien (zuletzt geprüft am 24.10.2016). Aber auch die Terrororganisation Islamischer 
Staat bedient sich des Internets als Propaganda­ und Rekrutierungswerkzeug, vgl. 
hierzu etwa Schaar, Das digitale Wir, 2015, S. 12 sowie Leyendecker/Mascolo, Die 
Macht der Terror­Tweets, SZ­Online v. 24.01.2015, abrufbar unter http://www.sued 
deutsche.de/digital/islamismus-die-macht-der-terror-tweets-1.2318119 (zuletzt ge­
prüft am 24.10.2016).

10 Beliebte Nachrichtenportale generieren mehrere hundert Millionen Aufrufe im 
Monat, IVW, Anzahl der Visits (Online + Mobile) der Nachrichtenportale in Deutsch­
land im Juni 2015 (in Millionen), abrufbar unter http://de.statista.com/statistik/daten/
studie/154154/umfrage/anzahl-der-visits-von-nachrichtenportalen/ (zuletzt geprüft am 
24.10.2016), wohingegen der Absatz von Zeitungen deutlich zurückgeht, PwC, Ab­
satz von Zeitungen in Deutschland in den Jahren 2003 bis 2014 (in Millionen Stück), 
abrufbar unter http://de.statista.com/statistik/daten/studie/3877/umfrage/anzahl-taeg 
lich-verkaufter-zeitungen-seit-2003/ (zuletzt geprüft am 24.10.2016).

11 Vgl. Art. 5 Abs. 1 S. 1 HS 1 GG bzw. Art. 11 Abs. 1 S. 1 GrCh.

http://www.bpb.de/internationales/afrika/arabischer-fruehling/52420/die-rolle-der-neuen-medien
http://www.bpb.de/internationales/afrika/arabischer-fruehling/52420/die-rolle-der-neuen-medien
http://www.bpb.de/internationales/afrika/arabischer-fruehling/52420/die-rolle-der-neuen-medien
http://www.sueddeutsche.de/digital/islamismus-die-macht-der-terror-tweets-1.2318119
http://www.sueddeutsche.de/digital/islamismus-die-macht-der-terror-tweets-1.2318119
http://de.statista.com/statistik/daten/studie/154154/umfrage/anzahl-der-visits-von-nachrichtenportalen/
http://de.statista.com/statistik/daten/studie/154154/umfrage/anzahl-der-visits-von-nachrichtenportalen/
http://de.statista.com/statistik/daten/studie/3877/umfrage/anzahl-taeglich-verkaufter-zeitungen-seit-2003/
http://de.statista.com/statistik/daten/studie/3877/umfrage/anzahl-taeglich-verkaufter-zeitungen-seit-2003/


 I. Ausgangslage: Der Vierkampf um die Daten 25

Mit dem Bestreben, Informationen online verfügbar zu machen, korres­
pondiert schließlich das vom Recht auf Informationsfreiheit12 geschützte In­
teresse am ungehinderten Zugang zum Internet und seinen Daten. Für seine 
Verwender fungiert es zum einen als nahezu lückenlose Wissensdatenbank, 
die Ausgangspunkt beinahe jeder Recherchearbeit geworden ist. Gleichzeitig 
vertraut die Informationsgesellschaft dem Internet aber auch zunehmend als 
verlässliches, kritisches und pluralistisches Medium, welches das Weltge­
schehen in unerreichter Aktualität und im Detail spiegelt. Den Nutzern 
kommt dabei vielfach eine Doppelrolle zu: Jeder Konsument ist stets auch 
potentieller Urheber von Information.13 Ihr Adressatenkreis wird bis 2020 
voraussichtlich auf beachtliche 4,2 Milliarden Menschen anwachsen.14 

Zusätzlich bilden die digitalen Daten einen stets nachwachsenden Roh­
stoff, dem aus wirtschaftlicher Sicht ein Geldwert gegenübersteht. Das von 
der allgemeinen Handlungsfreiheit und der Berufsfreiheit15 geschützte Ge­
schäftsmodell, Nutzerdaten gezielt ökonomisch zu verwerten, ist die zentrale 
Umsatzquelle von Konzernen wie Google, dem Protagonisten dieser Unter­
suchung. Der quasi konkurrenzlose16 Suchmaschinenbetreiber bedient sich 
der Daten seiner Anwender, die mit gezielten Suchanfragen unbewusst Infor­
mationen über ihr Privatleben preisgeben. So gewonnene persönliche Präfe­
renzen sind ein wertvolles Handelsgut. Sie ermöglichen die zielgruppenspe­
zifische Schaltung von Werbung, die an Drittunternehmen gewinnbringend 
veräußert wird.17 Längst ist die Datenerfassung auch auf andere digitale 
Dienstleistungen ausgeweitet worden, um noch aussagekräftigere Persönlich­
keitsprofile zu gewinnen.18 Dadurch ist es mittlerweile möglich, gesellschaft­

12 Vgl. Art. 5 Abs. 1 S. 1 HS 2 GG bzw. Art. 11 Abs. 1 S. 2 GrCh.
13 Holznagel, AfP 2011, 532 (534).
14 eMarketer, Anzahl der Internetnutzer weltweit in den Jahren 2013 bis 2015 so­

wie eine Prognose bis 2020 (in Milliarden), abrufbar unter http://de.statista.com/
statistik/daten/studie/369356/umfrage/prognose-zur-anzahl-der-internetnutzer-welt 
weit/ (zuletzt geprüft am 24.10.2016).

15 Vgl. Art. 12 Abs. 1 GG bzw. Art. 16 GrCh.
16 Der Marktanteil Googles beträgt stets weit über 90 %, SEO-united, Suchmaschi­

nenverteilung in Deutschland im Jahr 2015, abrufbar unter http://de.statista.com/
statistik/daten/studie/167841/umfrage/marktanteile-ausgewaehlter-suchmaschinen-in- 
deutschland/ zuletzt geprüft am 24.10.2016).

17 Zur ökonomischen Konzeption von Suchmaschinen vgl. Bengez, DuD 2013, 
440 (441 f.). Das bekannte Werbesystem von Google ist unter dem Namen „Adwords“ 
bekannt. Abhängig von eingegebenen Schlüsselworten erzeugt Google Werbeanzei­
gen, die sich am Inhalt der Suchanfrage orientieren und damit auf die Interessen der 
Nutzer abgestimmt sind. Ähnlich konzipiert ist der Onlinedienst „Google AdSense“, 
der über einen Algorithmus Werbeeinblendungen auf Drittseiten flexibel an deren 
Inhalt anpasst.

18 Neben der klassischen Auswertung von Suchanfragen verarbeitet Google nun 
etwa auch Daten aus vernetzten Fern sehern, Uhren oder Bordcomputern in Autos, 
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